
gelten usw. Statt als 'Freund und Helfer', 
der uni unser aller Sicherheit auch auf den 
Straßen beiiiüht ist, wird der iiii Veirjteck 
zur Geschwindigkeitskontrolle wartende 
Polizist hierzulande iniiiier noch als 'Ho~i- 
sc?cker'erlebt, dessen Absicht es ist, iiiiig- 
lichst viele Autofahrer zur Kasse zu be- 
ten, während er an echten Gefahrenpunk- 
ten durch Abwesenheit glänzt. 

Angesichts der dicken Brieftaschen vie- 
ler, selbst junger Luxeiiiburger darf iiian 
sich auch fragen, ob Geldstrafen noch 
ihre Abschreckungskraft haben, ob Wo- 

cheiienddienst in einetri Rehabilitations- 
zentruiii für Unfallopfer zurrundest für 
Wiederholuiigstäter nicht wirksanier wäre. 
Iiii selben Sinn wäre der Punkteführer- 
schein sicher auch zu begrüßen. 

In Belgien tendiert dank strenger und sy- 
steiiiatischer Alkoholkontrollen an den 
Wochenenden und in den Abendstunden 
die Zahl der durch Alkoholkonsuni be- 
dingten Unfalle gegen null! Da iiii August 
Leitartikler in tageblatt (13.8. uiid 
20.8.1996), Rcmie (21.8.1996) und - wenn 
auch etwas zaghafter - iiii Luxemburger 

Wort (17.8.1996) sich gegen das Morden 
auf unsern Straßen aufgebäunit haben, 
und da wir ihnen nicht unterstellen iiiöch- 
ten, ihr Aufschrei sei wohl nach dein Sorn- 
iiierloch vergessen, dürfte den verantwor- 
tungbewußten Politikern, die zu wirksa- 
liieren Maßiiahiiien greifen wollen, die 
eventuell bei Teilen der Bevölkerung zu- 
nächst unpopulär sein mögen, der Unter- 
stützung dieser Massenniedien und sicher 
der großen Mehrheit unserer Gesellschaft 
sicher sein. 

Die forum-Redaktion 

Der neue Klassenkampf von oben 
Ein forum-Gespräch mit Jean Huss (Die Grünen) 

Ini Ralinieii einer forum-Serie über die Lage der  Nation (vgl. foril~n Nr. 168: Gespräch mit Jeaiiiiot Krecke; unser niichster Cast 
ist vomussiclitlicli Prentierniiiiist~r Jeaii-Claude Juiicker) spraclieii wir mit Jeaii Huss von der Partei der Grünen über deren 
sozial- und steuerpolitisclieii Vorstellungen aiigesiclits der steigenden Arbeitslosigkeit und der Regierungsmaßnahmen, um den 
Wirtscliaftsstaiidort Luxeni1)urg zu siclierii. 

Michel Pauly (1ii.p.): Eine der groJ3en po- 
litisclien Debn tten ist zur Zeit die soge- 
ncznnte Stclndortdel>ane. Anclz Regierungs- 
vertreter geben zu, d(7ß es in Luxemburg 
eine Reilie von sozklen lind ökoloaisclzen 
Problemen gibt, aber, sagen sie, wir kön- 
nen die nicht beriicksiclitigen, weil anson- 
,isten die Betriebe die Tore bei uns dicht 
mczclien und sich anderswo etablieren 
lind dlinn gibt's iiberhnirpt nicfits mehr zu 
verteil6.n. Krznn rnrzn das so gelten lassen 
oder List riirse Siclztwcise zu si~n~~listirclz.~ 

Neoli beralismus pur 
J m n  H~tss: Ich würde die Standortdebatte 
zuiiiichst als neoliberalen Diskurs bezeich- 
nen, der in Europa uiid weltweit von den 
Patronatskreisen benutzt wird, uin den 
sog. Sozialstaat, den die Arbeiterbewe- 
gung irut ihren Gewerkschaften erkäiiipft 
und erstreikt und über legislative Maßnah- 
iiieii durchgesetzt hat, drastisch zurückzu- 
schrauben. Uni dieses Ziel zu verstecken, 
wird dann iiiit Globalisierung, Mondiali- 

sierung, Standortdebatte und ähnlich pseu- 
do-neutralen Begriffen uiri sich geworfen. 
Doch dahinter stecki zweifelsfrei eine Stra- 
tegie der europäischen Unternehirier, die 
auch europäische Weißbücher niaßgeblich 
beeinflußt. Dieselbe Arguirientation findet 
inan bei der OECD, beiiii Internationalen 
Währungsfoiid usw. Sie läuft immer auf 
Folgendes hinaus: Wir iiiüssen den Sozial- 
staat zurückschrauben, denn der ist das 
Haupthindernis, uni neue Arbeitsplätze zu 
schaffen. In der Tat haben diese Kreise 
seit etwa 1980, als dieser Diskurs in Groß- 
britannien und in Deutschland sich erst- 
iiials Gehör verschaffte, einiges erreicht. 
In den USA iiiit Reagan, in GB tnit That- 
cher, aber auch in Frankreich, Italien, ... 
wurde der Sozialstaat durchaus schon dra- 
stisch abgebaut. 

Daß die Lohnkosten zu hoch seien, ist 
aber reiner Bluff. Es ist doch koriiisch, 
daß gerade sog. Hochlohnländer wie 
Deutschland oder die Schweiz iriuiier 
noch Exportwel tirieister sind. Das Argu- 
irient, die Löhne riiüßten gesenkt werden, 
uni den Standort zu verteidigen, also die 
Exportchancen zu erhalten, ist falsch. Die 
Gefahr liegt weniger in Delokalisierungen 
als in der Erpressung ~ i u t  eventuellen De- 
Ic~kalisierurigen. Bis heute sind die Deloka- 
lisierungen von Industrien oder Industrie- 
teilen etwa in Richtung Südostasien 1ä- 
cherlicb geringfügig iiii Vergleich zum 
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gasariiten Bruttosozialprodukt, und sie be- 
ziehen sich auch nur auf wenige Sektnren 
wie die Textilbranche, die Elektroiiikindu- 
strie U. ä. Die Iiiiporte aus diesen südost- 
asiatischen Staaten Eegen weit unter den 
Exporten der Industriestaaten in diese Län- 
der. Wir sollten uns auch nicht von den ho- 
hen Wachstuinsraten dieser neuen Länder 
täuschen lassen. Wenn es heißt, China ken- 
ne eine Wachstumsrate von 10%, muß 
inan das Ausgangsniveau in Betracht zie- 
hen. Wenn bei uns das BSP uiii 1% steigt, 
ist das relativ gesehen iituiier noch mehr 
als wenn es in China uni 10% steigt. Hin- 
zu konutit, daß der brutale Kapitalismus, 
wie er zur Zeit in diesen Ländern lxtrie- 
ben wird, in absehbarer Zeit miti ökologi- 
schen Kollaps führen wird. 

Was in den europäischen Ländern seit 10 
oder 15 Jahren geschieht, ist allerdings 
draiiiatisch. Es wird versucht, das Rad der 
Geschichte mrückzudreheii, hin zuiri Man- 
chester-Kapital isiiius. Das Ziel iriaßgebli- 
eher Patronatskreise ist ohne Zweifel, so- 
ziale Errungenschaften wieder abzuschaf- 
fen: weg irut dein Kündigungsschutz, weg 
iiut den Mindastlöhnen, Prekarisieruiig 
der Arbeitsplätze, sozial nicht abgesicher- 
te Teilzeitarbeit usw. Wenn heute behaup- 
tet wird, die Arbeitslosigkeit sei in den 
USA auf einen hktorischen Tiefpunkt ge- 
sunken, stiirirrit das nur den offiziellen 
Zahlen nach. Doch viele Arbeitslose wer- 
den einfach nicht inehr erfaßt, weil sie 
schon länger als 26 Wochen arbeitslos 
sind und keine Arbeitsloseiiunterstütmng 
mehr erhalten, oder weil Frauen resigniert 
an den Herd zurückkehren, oder weil ille- 
gale Einwanderer wieder über die Grenze 
abgeschoben wurden. Zudeiti handelt es 
sich bei zahlreichen neuen Arbeitsstellen, 
die geschaffen wurden, uiii sehr prekäre 
Jobs, mit äußerst niedrigen Löhnen. 

Die Standortdebatte ist a bo ini wesentli- 
chen ein erneuerter Klassenkairipf von 
oben, uiii alle sozialen Errungeiisch;iften 
zurückzuschrauben. 

Claude Wey (C?: Das Patronat scheint 
tilso als einziges klare Zielvorstellungen 
zu /laben ... 

Jerin Huss: Das Patronat überlegt sich seit 
Anfang der 80er Jahre, vor allein seit dein 
'Aite unique', welches sein Ausweg aus 
der Krise sein kiiiuite. Wenn es zu einer re- 
lativen Stagnation der Protitrate koiiuiit, 
weil die Kapitalakkuiiiulation ein derart 
hohes Niveau erreicht hat, daß die Profitra- 
ten autoitiatisch geringer werden, bleibt 
dein Patronat nur eine Möglichkeit, die 
Gewinne zu steigern, wenn keine neueii 
Märkte erschlosseii oder neue Produkte an- 
geboten werden können. Die Gewiniirtiar- 
ge iiiuß betriebsintern erhöht werden: 

durch Einsparungen auf den Löhnen, 
durch Entlassungen und durch Steuerer- 
niäßigungen. Dieser Trend beginnt aber 
sogar in Europa zur Veraririung größerer 
Schichten, vor allein in den Großstädten, 
den alten Industriezentren, zu führen. 
Dann sind wir nicht mehr weit von Man- 
chester. Auch danials gab es eine Ober- 
schicht, der es gut ging. 

- 

Wenn es zu einer relativen 
Stagnation der Profitrate 

kommt, weil die 
Kapitalakkumulation ein 

derart hohes Niveau erreicht 
hat, daß die Profitraten 
automatisch geringer 

werden, bleibt dem Patronat 
nur eine Möglichkeit, die 

Gewinne zu steigern, wenn 
keine neuen Märkte 

erschlossen oder neue 
Produkte angeboten werden 
können. Die Gewinnmarge 
muß betriebsintern erhöht 

werden: durch Einsparungen 
auf den Lohnen, durch 

Entlassungen und durch 
Steuerermäßig ungen. 

Claude Wey (CW): Wenn man von Globa- 
lisierung spriclir, muß man also anerken- 
nen, dcrß allein das Patronat eine globale 
Strritqie ausgearbeitet hat. Hingegen be- 
findet sich das Salaririt völlig in der De- 
fensive. Die Gewerkschaften Imben keine 
globrile Strategie entwickelf, um sich zu 
wehren. Ich nenne ein Beispiel: Die ABBL 
beliauptet im Rahmen der Lohnverlzand- 
lungen im Bankensekor, die Löhne seien 
in Luxemburg dol,~>elt so Iwch wie in Du- 
blin und miißten diilzer aus Gründen der 
Konkr~rrenzfiiliigkeit gebremst werden. 
Wiirde rnrin hingegen Luxemburg mit der 
Schweiz vergleichen, shynden die Laxem- 
biirger Brrnken eher giinstig du. Verwiin- 
derliclr ist nun aber, driß die Gewerk~chaf 
ten diesen Sclzweizer Vergleicli selten an- 
füliren ... 

Jean Huss: Ich habe ja schon in bezug auf 
die Standortdebatte gesagt, daß die Reali- 
tät sehr wenig den ideologischen Behaup- 
tungen entspricht. 

CW: Warum dann die defensive Haltung 
der Gewerbclirrften? 

J m n  Hirss: Ich verstehe und teile diese 
Halturig nicht. Nehiiien wir nur den Maa- 
stricht-Vertrag itut dem europäischen Bin- 

nenmarkt und der geiiieinsairien Währung. 
Dieses Modell entspricht genau dein Mo- 
dell der europäischen Patronatsverbände. 
Es handelt sich uiii ein ultraliberales Mo- 
dell iiiit einigen wenigen sozialen und öko- 
logischen Einsprengseln. Wenn dann Jac- 
ques Santer einen runden Tisch zum sozia- 
len Dialog vorschlägt, weil er merkt, daß 
die Arbeiter unruhig werden - man denke 
an die langen Streiks in Frankreich i m vo- 
rigen Noveiiiber-Dezember oder an die 
Massenkundgebung des DGB in Bonn vor 
wenigen Wochen -, dann niuß inan das als 
reine Sprechblasen entlarven. Santers be- 
rühnites Beschäftigungsprogranun war 
gar kein Beschäftigungiprograiiini, son- 
dern eher ein Prograiiirii zugunsten des Pa- 
tronats nut Steuersenkungen und Flexibili- 
sierung der Arbeitszeiten. Das EU-Weiß- 
buch für Wachstuinenthält eine iin 
wesentlichen liberale Strategie, keine Be- 
schäftigungsstrategie. (Man hat übrigens 
nachgewiesen, daß ganze Kapitel prak- 
tisch wortwörtlich aus einem Forderungs- 
katalog der europäischen Unternehinerver- 
bände abgeschrieben wurden.) Verschiede- 
ne Eleiiiente hätten allerdingp zu 
Mehrbeschäftigung führen können, wie 
etwa die Infrastrukturprograi1utIe zuin 
Bau neuer Autobahnen, neuer Brücken, 
neuer Bahnstrecken ... 
CW: Eine kqnesianisches Modell! 

Jean Huss: .. . aber gerade diese Elemente 
sind abgelehnt worden! Danut ging Jac- 
ques Santer ja völlig baden. Wir Grünen 
sagen allerdings, daß diese Maßnahmen 
nur bedingt positiv waren, denn vom öko- 
logischen Standpunkt her war der geplan- 
te Ausbau von Flughäfen, Autobahnen, 
Kanälen usw. keineswegs zu befürworten. 
Doch die Finanvninister haben das alles 
ja abgelehnt. Genauso erging es Chirac, 
als er vor den Wahlen eine neue soziale 
Kohäsion versprach: sechs Monate da- 
nach ist alles vergessen. Auch bei ihm al- 
les nur Sprechblasen. Vor dem G7-Tref- 
fen in Lille brachte er einen 'dritten Weg' 
in Vorschlag, aiii Tag darauf trug er das 
rein liberale Programin seiner G7-Kolle- 
geil itut. Mit Sprechblasen meine ich ei- 
nen seriiaiitischen Betrug: Es geht darum 
eine ultraliberale Realiiät und Politik hin- 
ter eineiii sozialen Sprachiiiäntelchen zu 
verstecken. Auch Kanzler Kohl taufte sein 
'Bündnis für Profit' auf den Namen 
'Bündnis für Arbeit'. Das alles ist europa- 
weit Neoliberalisnius pur. Die einzigen 
Unterschiede betreffen die Vorgehenswei- 
se: bmtai wie in Großbritannien oder 
scheibchenweise wie bei uns, weil es an- 
gesichts der besonderen Lage in Luxerii- 
burg noch inehr Verteilungsspielrauiti 
gibt, den sozialen Abbau iiulder zu gestal- 
ten. 
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Neue gewerkschafil iche der Sozialstaat, und keineswegs nur des- unter dem Druck härterer Gewerksclzafls- 

Radikalität 
sen eventuellen Auswucherungen. Die Ge- maßnahmen in Nordmlropa Betriebe w n  
werkschaften niüssen also begreifen, daß dort wegzuziehen in den Süden Europas? 

CW: Welche Möglic/zkeiten siehst Du 
denn, um weniger dqfensiv gegen den So- 
zitzlribbau zi( reagieren. Wie können die 
Gewerbcha ften o ff~jnsiver vorgehen ? 

Jerin Huss: Die Gewerkschaften riiüssen 
sich bewußt werden, daß es an ihrer Basis 
zu gären beginnt. Man hat das deutlich 
bei den Dezember-Streiks in Frankreich 
gesehen. Aber auch in Deutschland hatte 
die DGB-Führung zunächst geglaubt, iiiit 
deiii Kanzler und den Arbeitgebern ein 
Bündnis für Arbeit schließen zu können. 
Doch die Massendeiiionstration in Bonn 
hat eine Unikehr eingeleitet. Die Basis 
wird sich bewußt, daß es den wirtschafts- 

der nationale Abwehrkaiiipf nicht mehr ge- 
nügt, sondern eine europäische Strategie 
entwickelt und durchgesetzt werden niuß, 
uni derii iiionetaristischen Europa, das iiiit 
der Währungsunion auf uns zu koiiiriit, 
entgegenzuwirken. 

Auf EU-Ebene sind in den letzten Jahren 
nur zwei soziale Resultate zu verzeichnen: 
die Einführung eines Elternurlaubs irti Fall 
der Krankheit eines Kindes und die Direk- 
tive betreffend Gewerkschaftsvertreter iiti 
Betriebsrat von iiiultinationalen Unterneh-' 
itien. 

Doch nicht nur die Gewerkschaften sind 
gefordert. Auch andere soziale Beweeun- a " 

politischeii Machthabern nicht iiiehr da- gell wie die uiilweltbewegung niüssen 
niiiigeht, alles reibungslos über die Buh- sich bewußt werden, daß die Pläne der in- 

zu briiigen, sondern daß in der Tat das ternationalen Patronatskreise auf Kosten 
Eiiiceiiiachte zur Disposition steht, also von um allen durchgesetzt werden solleli. 

Das betrifft nicht nur 
Lohnfordeningen oder 

FA*A C! Kündigungsschutz oder 
das Arbeitsrecht oder 

~ O f l & 4 f i ~ ~ ? ~ ~ . a r ~  die Renten. Es geht da- 
niiii, daß der Staat nur 
noch verwalten soll und 
über kein Geld niehr ver- 
fügen soll für Kultur- 
zwecke, für ökologische 
Initiativen oder für ein 
perforii~ntes Gesuiid- 
heitswesen. Es geht da- 
runi deii Anteil des Staa- 
tes zu reduzieren, die 
Lohiiiii;isse ni senken. 
In OECD-Berichten 
wird in dieser Hinsicht 
schon heute Klartext ge- 
sprochen. 

CW: Wie knnn man 
denn eine gesarnteuro- 
piiisclre Solidnritijt der 
Gc~~erkrclirifisbewe- 
girng erreichen, wenn 
mtrn we# daß in Skan- 
dintzvien oder den Bene- 
lia-Lrindern die Arbeit- 
nehmerschuft s ~ r k  ge- 
werkrclr(ifi1icli 
organisiert ist, seit den 
20-30er Jahren, wülz- 
rend in Porhcgrri oder 
Spanien die Gewerk- 
sclr(rfren nie dus Ge- 
wicht und schon gar 
nicht die Erfolgserleb- 
nisse gekannt haben wie 
im Norden.' Wie kunn 
rnun da einen gemeinsa- 
men Kumpf airfianen ? 

Kerleroux in: Le Monde Riskieren nicht sogar 

Jean Hrtss: Das glaube ich nicht. In den 
70er Jahren waren die Gewerkschaften in 
Italien recht fortschrittlich. Sie streikten 
schon h r  kürzere Arbeitszeiten, käiripften 
für niehr Lebensqualität, ... Es stiriinit, daß 
der Organisationsgrad in Frankreich auch 
geringer ist, aber nian beobachtet gerade 

Die Gewerkschaften müssen 
begreifen, daß der nationale 

Abwehrkampf nicht mehr 
genügt, sondern eine 
europäische Strategie 

entwickelt und durchgesetzt 
werden muß, um dem 

monetaristischen Europa, 
das mit der Währungsunion 

auf uns zu kommt, 
entgegenzuwirken. 

dort das Erwachen einer neuen Radikali- 
tät, die auch traditionelle Apparate wieje- 
nen der 'Force Ouvriere' unter Druck 
setzt. Vor rund drei Monaten geschah so- 
gar in Luxeiiiburg etwas sehr Benierkens- 
wertes, das aber relativ unbeiiierkt blieb: 
Jean-Claude Reding voiii OGB-L lancier- 
te iiii 'tageblatt' die Idee eines europäi- 
schen Generalstreiks! Auch iiii LCGB 
scheint die neue Führung sich des Ernsts 
der Lage bewußt zu sein. Ich veriiusse 
noch größere geiiieinsanie Aktionen. Das 
iiiuß nicht gleich ein Generalstreik sein. 
Es gibt auch noch Zwischenetappen, etwa 
eine geiiieinsanie Deitionstration zugun- 
sten einer europäischen Sozialcharta, die 
iiiuiier noch blockiert wird. Die Gewerk- 
schaften iiiüßten eine Strategie entwerfen, 
urii Druck auf die ihnen nahestehenden Re- 
gierungsapparate zu iiiachen und auf die 
sozialdeiiiokratischen Parteien. Diese Par- 
teien sind sehr gespalten zwischen denen, 
die zuiii Widerstand bereit sind, und de- 
nen, die iiiuiier noch glauben, Machtantei- 
le verteidigen zu können, iiiderii sie sich 
deii Konservativen anbiedern, sei das 
Tony Blair in Großbritannien oder die 
Führung der LSAP in Luxeiiiburg. 

1ii.p.: Damit stellt sich aber die Frage, wel- 
chen Ausweg aus dksen Krisen die Grü- 
nen denn vorschlagen. Die bisher geleistc- 
te Sitltn tionsbeschreibung läuft ja darauf 
hinaus, drrß das Kapital die Politik be- 
herrscht, was wtrhrlicli keine Neuerkennt- 
nis ist. Welclle Mögliclikei,ten hat dann 
eine Partei die dem entgegenwirken wiil.7 

Jean Hilss: Das Kapital bestirtuiit die PoE- 
tik schon seit langeiii, doch noch nie so 
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knallhart und überall wie heute. In Luxeiii- 
burg ist allerdings angesichts des höheren 
Sozialprodukts der Spielrauiii noch etwas 
größer. Die Auseinandersetzungen sind 
weniger brutal. 

1ii.p.: Obschon man doch feststellen rnltß, 
d l ~ ß  die Arbeitskonjliktt. hiirter geworden 
sind. Es gibt kaum noch Loknverl~andlun- 
gen in einem Betrieb, die nicht beim 
Sclilichhlngsamt enden. Das war nicht im- 
mer so. 

Jean Huss: Natürlich, aber die Situation 
wäre weit schliiiixiier, wenn unser Sozial- 
produkt niedriger wäre. In Belgien etwa 
driften die Klassenverhältnisse viel weiter 
auseiriander. Ein Lehrer, ein Polizist ver- 
dient dort die Hälfte seines Luxeniburger 
Kollegen. Wer derii noch das Gehalt 
kürzt, unter dein Zwang, die Maastrichter 
Konvergenzkriterien für die Euro-Wäh- 
ruug erfülleii zu iiiüssen, provoziert iiatür- 
lich härtere Auseinandersetzungen. 

Was kann iiian in dieser Lage als politi- 
sche Kraft tun? Die Kräfteverhältnicse 
sind natürlich recht ungünstig. Die sozial- 
deiiiokratischen Parteien und die sozial 
orientierten Flügel in den christdeiiiokrati- 
schen Parteien sind total in die Defensive 
geraten. Die koiiiiriunistischen Parteien 
sind größtenteils von der politischen Büh- 
ne verschwuiiden. Es besteht kein Zwei- 
fel, daß der Fall der Mauer seinen Teil 
dazu beigetragen hat, daß das Kapital sich 
wieder viel ungenierter gebärden kann. 
Diese Kreise haben keine Henuriung zu 
verlangen, daß die Reichen wieder reicher 
werden xriüssen. Das gilt intern für unsere 
Gesellschaften, aber auch zwischen den 
Gesellschaften, iiii Nord-Süd-Gefälle. 

Die Grünen allein sind in diaserii Verhält- 
nis eine noch junge und relativ schwache 
Kraft. Ich bin überzeugt, daß nur dann 
eine Chance auf Verändemng der Verhält- 
nisse besteht, wenn sich ein neues Bünd- 
nis politischer Kräfte bildet, von den Ge- 
werkschaften über die iikologische Bewe- 
gung, die Dritte-Welt-Bewegung bis zur 
Frauenbewegung, uiii ein Gegengewicht 
zu schaffen. Das ist zwar kurzfristig nicht 
wahrscheinlich, aber in xiieineii Augen die 
einzige Chance, uxii ein Gegengewicht auf- 
zubauen. Das geoügt auch nicht auf natio- 
naler Ebene, sondern niuß international ge- 
schehen. 

1n.p.: Zurück zur internu tionalen Wirt- 
sclluftr- und Finanzentwickhng: Die größ- 
ten Gewkne werden nicfzt mehr in der 
Produktion erwirbchafter, sondern im in- 
ternationa b n  Finanzgeschüji. Und da feh- 
len wohl noch die nötigen Lenbtngsme- 
clriznismc~n. Die nationale Sterrcrpolitik 
greifi da nicht mehr. 

Jean Hitss: Es gibt aber Vorstellungen, 
wie nian U. a. iiiit steuerlichen Mitteln, 
den Kapitalverkehr und die Devisen- und 
Finanzspekulation etwas bremsen könnte. 
Zu denken ist etwa an eine Steuer von 1% 
auf deiii Kapitalverkehr innerhalb der EU, 
von 2% auf Kapitaltransaktionen zwi- 
schen EU und USA oder südostasiati- 
schen Tigern (sog. Tobin-Steuer). Dainit 
könnte iiian die kurzfristige Spekulation in 
den Griff bekoirurien, die ja auch die 
Märkte völlig durcheinander bringt. Und 
die EU ist ein starker Block, der sowas 
durchaus durchsetzen könnte. Andere 
Blöcke würden nachziehen, denn jede 
Volkswirtschaft hat ein Interesse daran, 
die Spekulation in den Griff zu bekoni- 
iiien. Sonst bleibt in der Tat kein politi- 
scher Spielrauiii iiiehr, d. h. die Politik ge- 
rät iiiuiier iiiehr zuni Sachvenvalter der In- 
teressen der Baiiken und des 
Iiidustriekapi tals. Die Tobin-Steuer wäre 
zuiiiindest ein Ansatz, uni dein entgegen- 
zuwirken. Die Grünen haben den Vor- 
schlag auch iiii EU-Parlarrient vorge- 
bracht; sie wurden in der Debatte von So- 
zialisten unterstützt, beiiii Votuxn lehnten 
die Sozialisten aber leider ab. 

Der Luxemburger 
Spielraum 
CW: Globule Trends, wie wir sie bisher 
bcvclzrieben haben, sind zwizr sehr interes- 
sant zu analysieren, docli fur Luxembur- 
ger Verhiiltn Lsse oft noch nicht zutreffind, 
so daß etwa Gewerkcliaftler das bei uns 
noch nklzt als riclzhtngsgel~end erkennen. 
Sie können sich aalso nocli der Hoffnung 
Iiingeben, an dem Dkuster wrbeizukom- 
men. Ist es dann als Luxemburger Politi- 
ker iirn Rrrlzmen des Kleinstaats ü/~erhailpt 
möglich, etwas ins Rollen zu bringen? 

Jazn Hius: Doch. Die Erpreßbarkeit in 
der Staiidortfrage z. B. ist keineswegs so 
hoch wie Jean-Claude Juncker sie akzep- 
tiert hat. Ein Banker verlegt seinen Sitz 
nicht von heute auf iiiorgeii nach Dublin, 
weil dort die Löhne niedriger sind. Der er- 
wartete Gewinn bei einer Unternehiriens- 
verlegung triuß schon sehr hoch sein. Es 
sind ja auch die hier getätigten Investitio- 
nen zu berücksichtigen. Wenn die Luxeiii- 
burger Regierung diese oder jene Steuer 
nicht bereit ist runterzuschrauben, geht al- 
lein deswegen noch keine Bank weg. Zur 
Zeit geht es bei diesen Drohgebärden vor 
a Ileiri u iri einen Verteilungs kanipf: Die 
Unteriiehiiien wollen ihren Gewinn stei- 
gern. Ihre Erpressungsversuche sind ei- 
gentlich systeridogisch. Man braucht also 
Politiker, die iinctande sind, nüchtern ein- 
zuschätzen, wieweit iiian gehen kann und 
iiiuß, uiii sich nicht der Erpressuiigslogik 

auszusetzen. Sonst könnte nian nänilich 
das Parlaxiient abschaffen. Delokalisienin- 
gen sind nur in einzelnen Sektoren iiiach- 
bar, nicht global. Da sollte iiian sich nicht 
einschüchtern lassen. Ich hätte den Ban- 
ken die Steuergeschenke, die der Staatsnii- 
nister angekündigt hat, nicht geniacht. Ich 
hätte es darauf ankoiiuiien lassen, oder zu- 
nundest eine Gegenleistung auf anderein 
Gebiet verlangt. Da gebe ich Robert We- 
ber vo~i i  LCGB recht, der bedauert hat, 
daß die Banken weder auf derii Gebiet des 
Arbeitsrechts noch auf dem Gebiet der 
Weiterbildung oder anderswo Gegenlei- 
stungen erbringen iiiüssen. Und das in ei- 
ner Situation, in der die Gewinnraten 
zweistellig sind! Das ist einfach unnmra- 
lisch. 

- 

Es gibt aber Vorstellungen, 
wie man U. a. mit 

steuerlichen Mitteln, den 
Kapitalverkehr und die 

Devisen- und 
Finanzspekulation etwas 
bremsen könnte .... Jede 
Volkswirtschaft hat ein 

Interesse daran, die 
Spekulation in den Griff zu 
bekommen. Sonst bleibt in 

der Tat kein politischer 
Spielraum mehr, d. h. die 

Politik gerät immer mehr zum 
Sachverwalter der Interessen 

der Banken und des 
Industriekapitals. 

CW: Haben Politiker im Kleinstaat Lu- 
xembirrg nicht traditionell ein gewisses 
Ohnmachtgefiiihl? So wie sie fiüher immer 
in der Defensive gegenüber der ARBED 
waren, stelzen sie heute dem Finanzsektor 
lziljlos gegenüber. Kann eine Regierung 
drzs Wirtschi2ftswaclzstum sicherstellen, 
wenn sie den Banken offensiver gegen- 
übertriff, umso mehr als sie erst wenige 
Monate vorher von der Goodyeur unter 
Druck gesetzt worden ist? 

Jean Huss: Ein Kleinstaat wie Luxemburg 
ist natürlich leichter verletzbar von Seiten 
großer Untemehiiien. Ich bin nichtsdesto- 
trotz der Überzeugung, daß keine Groß- 
bank vorhat, den Finanzpla tz Luxeniburg 
zu verlassen. Der Faktor Lohnkosten ist 
zu relativieren. Man iiiuß auch sehen, was 
für den bezahlten Lohn geleistet wird, und 
die Produktivität ist in Luxeiiiburg außer- 
ordentlich hoch! Trotz hoher Löhne sind 
die Gewinnraten in den letzten zehn Jah- 
ren hoch gewesen. 
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i1i.p.: Würde eine konsequentere Energie- 
steuer dem Standort Luxemburg auch kei- 
ne G&hr bringen? Würde der Rückgang 
an Einnahmen auf dem Benzinverkauf das 
Wirtscha ftswacltstum auch nicht gejiähr- 
den .? 

Die ökologische Krise 
nicht vergessen 
Jeun Huss: Die Banken wären zweifellos 
für eine Energiesteuer, wenn dafür andere 
Steuern abgeschafft würden. Mit einer sol- 
chen Forderung der Grünen würden die 
Banken wahrscheinlich sogar unseren 
Wahlkampf finanzieren. Der Ansatz, war- 
ur11 wir eine Energiesteuer und Ökosteu- 
ern überhaupt verlangen, ist ja der, daß 
wir einen ökologischen Uiiibau der Wirt- 
schaft herbeiführen wollen. Neben der so- 
zialen Krise, die wir ausführlich bespro- 
chen haben, darf nun die ökologische Kri- 
se näiidich nicht vergessen, auch wenn sie 
in Politikerreden iriuiier seltener erwähnt . - - - - - - . - 

wird. Kein einziges größeres Urriweltpro- 

Neben der sozialen Krise, 
darf man die Ökologische 

Krise nämlich nicht 
vergessen, auch wenn sie in 

Politikerreden immer 
seltener erwähnt wird. Kein 

einziges größeres 
Umweltproblem ist gelöst. 

bleiii ist gelöst. Das Waldsterben, die 
Ozonschichtverdünnung, die Landschafts- 
zersiedlung, die Luftverpestung, die utii- 
weltbedingten Allergie-Krankheiten, alles 
niirutit m! Der Kostenpunkt für die Natur 
und für den Menschen steigt. Das Ziel der 
Energiesteuer ist a Iso eine Uiiivertei lung 
der Steuerlast. Iitsgesaiiit soll die Steuer- 
last der Betriebe nicht steigen, sondern es 
sollen schädliche Entwicklungen stärker 
besteuert werden, wahrend die Arbeits- 
kraft weniger hoch belastet würde [vgl. 
Kasten riut Juncker-Zitat]. Eine progressi- 
ve Energiesteuer soll einen geringeren 
~ 0 ~ - ~ u s s t « ß  erreichen und weniger uiii- 
weltschädliche Produktionsverfa hren initi- 
ieren. Iiii Nebeiieffekt würden sogar neue 
Beschäftipngsprograi~uiie dabei entste- 
hen, weil eine ganze Reihe von Klein- 
und Mitteluntemehnien neue Aufträge er- 
hielten, urrso niehr wenn der Staat eine 
ökologische Innovationsförderung betrei- 
ben würde. Unternehmen, die unter einer 
hiiheren Energiesteuer zu leiden hätten, 
wären die Stahlindustrie und andere eiier- 
gieintensive Sektoren, für die natürlich 

realistische Übergangsfristen zur Anpas- 
sung vorzusehen wären. Die progressive 
Einführung einer Energiesteuer könnte ge- 
koppelt werden irut Steuereriiiäßigungen 
auf anderen Ebenen. 

11i.p.: Die Stautseinnahmen aus den Akzi- 
sen auf dem Treibstoff im Grenzwrketv 
würden aber stark sinken. 

Jean Huss: Das ist klar. Daher kann ninn 
das auch nicht brutal von heute auf itior- 
gen beschließen, doch zugunsten der Uiii- 
welt und der Moral iiiüßten wir wohl 
schrittweise auf diese Staatseinnahirien 
aus einer Nischenpolitik verzichten. 
Gleichzeitig schlagen wir ja auch eine Ver- 
besserung des öffentlichen Transports und 
die Reduktion anderer Steuern sowie so- 
ziale Begleitiiüißnahiiien vor, so daß eine 
substantielle Preiserhöhung auf deiii Treib- 
stoff sogar gewinnbringend wäre, weil 
sich in anderen Bereichen völlig neue Ent- 
wicklungen ergäben. 

Den Sozialstaat qualitativ 
erneuern 
CW: In der Staatskasse würde es aber 
sehr schnell zu einem Loch kommen. Der 
Sozirilstaat in Luxemburg hat jedoch ei- 
nen seelir lzolzen Strzndard und ist auch ent- 
sprechend teuer. Wäre der dunn noch 
ohne diese Nisclicnyolitik zu finanzieren .? 
Ist ein performunter Soziulstaut mit einer 
restriktiven Wirtschnfrspolitik, wie sie von 
den Griinen vertreten wird, noch mach- 
bar .? 

Jean Huss: Diese Politik ist nicht rein re- 
striktiv. Denn die Sektoren, die ökolo- 
gisch aufgebaut oder uingebaut werden 
können - z. B. Uiiiwelttechnologien, neue 
Energietechnologien, Abfalltechnologien 
usw. - sind sehr unifangreich und envirt- 
schaften einen hohen Mehrwert. Das einzi- 
ge Probleiii ist zur Zeit, daß wegen der re- 
striktiven Ausgabenpolitik des Staates und 
der Geitieinden ein Teil der Nachfrage 
weggefallen ist, so daß dieser Sektor eine 
gewisse Stagnation kennt. Trotzdeiri bleibt 
das ein großer Markt für die Zukunft. 

Der Sozialstaat verlangt allerdings auch 
ein Uiridenken und da sind die Gewerk- 
schaften gefordert. Man müßte die Frage 
der Lebensqualität abkoppeln von der rei- 
nen Steigerung des Bruttosozialprodukts, 
also von rein quantitativen Lohnforderun- 
gen. Hingegen niüßte der Sozialstaat er- 
neuert werden durch stärker qualitativ aus- 
gerichtete Forderungen, die nicht unbe- 
dingt teuer sind. Ich nehiiie das Beispiel 
des Sozia Ikontlikts bei den Staatsbea inten. 
Ich kann nur doch vorstellen, daß Ver- 
handlungen iiiöglich sein iiiüssen z. B. 

über eine progressive Verlängerung des 
Jahresurlaubs an Stelle der Punktwerterhö- 
hung, oder über die Einführung eines Sab- 
batjahres, abo über Verbesserungen der 
Lebensqualität. Da wäre die Verwaltungs- 
reforrti doch die Gelegenheit, um offensiv 
vorzugehen. Dabei iiiüßten die Staatsbe- 
amten ihre Forderungen einbringen, nach 
niehr Mitbestinuiiung, nach mehr Flexibi- 
lität, nach mehr Urlaub, statt sich auf mate- 
rielle, finanzielle Forderungen zu be- 
schränken. Insofern glaube ich schon, daß 
der Sozialstaat noch aufrechterhalten wer- 
den kann, aber qualitativ umgestaltet wer- 
den iiiuß. 

CW: Die Gesellschaft in Luxemburg wird 
aber immer älter. Wir brauchen aalso im- 
mer mehr Altersheime; eine Pflegeversi- 
cherung tut not; ... Die Tendenz, daß bei- 
de Ehepartner einer Erwerbsarbeit nach- 
gehen nimmt zu; also werden melzr 
Kinderlrorte benötigt. Die Berufe mit Zu- 
kunft sind also zum Teil Berufe, die vom 
Sozialstaat finanziert werden müssen. 

Jean Huss: Eine ökologische Rekonver- 
sion schafft auch neue Arbeitsplätze. Es 
stiiiunt, daß der von Dir erwähnte Bereich 
auch arbeitsintensiv ist und gut ausgebilde- 
tetes Personal benötigt. Ansonsten ist z. B. 
eine Pflegeversicherung sinnlos. Das glei- 
che gilt für Kinderkrippen usw. Das heißt, 
der Staat itiuß weiter Geld ausgeben, das 
ihm aber fehlt. Man darf aber nicht verges- 
sen, daß wir in einer europaweit benei- 
denswerten Situation sind, insofern der 
Staat probleiiilos seine Ver;chuldungsquo- 
te erhöhen kann, ohne Gefahren ZU laufen. 
Sie liegt zur Zeit bei 6,35% des BSP; die 
nächstniedrige Verschuldungsrate ist jene 
der Schweiz, die bei über 50% liegt. Da 
gibt es also noch Spielraum, den man für 
solche Investitionen auch nutzen darf, 
denn die haben ja für die nächsten 20-30- 
40 Jahre, also für eine bis zwei Generatio- 
nen, einen Nutzen. Ich gebrauche dieselbe 
Arguinentation, die Minister Goebbels ge- 
braucht, uni seine Autobahnen zu rechtfer- 

Ech si net der Menung, dass ee pau- 
selos ka virufueren, dlSteieren op de 
Betriber erofzesetren. An ech sin och 
der Menung, dass ee muss d6i Käsch- 
ten, dei d'Aarbecht belaaschten, lues 
a lues am Kadervun deem, wat Direng 
ökologesch Steiereform geingt nen- 
nen (...), muss ofsenken an op eng mei 
staark Besteierung vun der Energie 
ko mme n. 
Dat halen ech fir dee Wee, deen abso- 
lut richteg beschriwwe gin as (...). 
Jean-Claude Juncker, in: Chambre des De- 
put6s. Compte rendu des s6ances publi- 
ques, 448 s6ance du jeudi, 9 mai 1996, col. 
2356s. 
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tigen. Sie gilt uiriso stärker für den Bau 
von Alters heiitien, P tlege heiiiien, Kinder- 
krippen, Jugendhäusern usw. Und von sol- 
chen Aufträgen profitiert ja auch das Bau- 
handwerk. Und 30-40% niinnit der Staat 
wieder über Steuern herein. Diese Ausga- 
ben für den Sozialstaat sind also durchaus 
finanzierbar. 

1ii.p.: Würdest Du diese Argumentation 
uuchjür Investitiomn im kulturellen Be- 
reich gelten lassen? 

Jeun Huss: Selbstverständlich, mit der ak- 
tuellen Einschränkung, daß das Zentniiii 
für zeitgenössische Kunst wie es derzeit 
von Pei geplant ist und von der Regierung 
beschlossen wurde, eine künstliche und 
teuere Fehlinvestition ist, weil sie eher 
Prestigezwecken dienen soll als der kultu- 
rellen Förderung. Aber wir sind keiiies- 
wegs gegen kulturelle Investitionen. Der 
voiii Kollegen Robert Garcia vorgeschla- 
gene Bau eines Kunst- und Kulturzentnirn 
in den alten Eisenbahnrotunden wäre si- 
cher sinnvoller, da hier auch ein Wohn- 
viertel aufgewertet wird und Industnebra- 
chen einer neuen Funktion zugeführt wür- 
den. Ähnliche Investitionen sind in Esch 
für die Cockerill-Gebäude notwendig. 
Auch iiut solchen Investitionen werden 
Arbeitsplätze iiii Baugewerbe geschaffen. 
In Zeiten der Arbeitslosigkeit iiiuß der 
Staat einfach seine Verantwortung über- 
nehiiien und sich eventuell höher verschul- 
den. 

CW: Wer erwirtschufiet eigentlich den 
Reichtum in Luxemburg? Ist die Luem-  
burger Gesellschaft wirklich noch imstun- 
de, das performante Sozia Lvy.vtem zu finan- 
zieren? Triigt dazu nicht zu wesentlichen 
Teilen auch die steigende Zahl von Grenz- 
gängern bei.? 

Jerrn Huss: Das stiiiiiiit ohne Zweifel. Und 
sicher wird der Sozialstaat auch an Gren- 
zen stoßen. Deswegen plädieren wir ja 
auch eher f i r  einen qualitativen Ausbau 
als für einen quantitativen. 

Seit es die grüne Partei gibt, war iiiuiier ei- 
na5 ihrer Anliegen eine gerechtere soziale 
Uiiiverteilung in der Gesellschaft. So ha- 
ben wir uns z. B. iiiuiier gegen das lineare 
Iiidex-Modell ausgesprochen, nach deiii je- 
der 2,5% iiiehr bekoiiiint. Wir treten hinge- 
gen dafür ein, daß die unteren Lohiikatego- 
rien eine höhere Anpassung erhalten a 1s 
die oberen. Zuiii anderen sind wir iiiuiier 
eingetreten für den Ausbau des Sozial- 
staats zuguiisten der unteren Schichten, z. 
B. zugunsten einer kosteiilosen öffevtli- 
chen Schule, eiiies kostenlosen Zugangs 
zuiii Gesundheitswesen, ... Ich wäre uitige- 
kehrt auch sofort bereit, z. B. über das 
Kindergeld zu diskutieren: Warurii sollen 

Bezieher von ho- 
hen Direktoren-, 

__<__ _, _ _ ---. .... ...- 
Ingenieurs-, Pro- 
fessoren- oder Po- 
litikergehältem 
noch Kindergeld 
erhalten? Doch 
für viele Men- 
schen sind Kin- 
der eine finanziel~ 
le Belastung, die 
eine echte Unter- 
stüzung durch 
den Staat ver- 
langt. Das wäre 
eine selektivere 
Sozialpolitik. 

Seit deiii 2. Welt- 
krieg, als der So- 
zialstaat aufge- 
baut wurde, sind 
alle sozialpoliti- 
schen Maßnah- 
men iiriiiier nur Pancbo in: Le Monde 
prozentual gelau- auch die Spekulanten, die Nutznießer von 
fen: Indextranchen, Kindergeld usw. Und Illllmbiliempekulationen, die sich berei- 
die Steuerprogressivitä t hat hier kein Ge- chern, ohne dafür arbeiten zu müssen. Ein 
gengewicht geschaffen. Wer niehr verdien- Staatsbainte hat in Luxemburg eine 
te, hat ltlehr Zulagen erhalten. Und nach relativ gute Position, auch zieiiilich hohe 
1980 wurde die Steuerprogressivität Sogar Renten. Daher wir als Grüne 
abgebaut, SO daß die Einkoiiunensschere nicht alle Forderungen der cGFP, denn 
noch weiter auseinander ging. Der Unter- wir fordern z. B. eine Minimalrente, aber 
schied in der Lebensqualität eines höheren auch eine Maxiinalrente von viermal den 
Kederbeaiiiteii und einer Verkäuferin ist Mindestlohn, Wenn also von Liniit 
auch hierzulande riesig. Gerade als Grüne f i r  Höchstrenten die Rede ist, Illuß man 
haben wir aber iiiurier wieder eine Uliiver- aber li,jtden Leuten so reden, daß es nicht 
teilung gefordert. nach Bearritenhetze klinet. daß die Leute - 

glauben, jetzt werde ihnen ohne Gegenlei- 
CW: Ich verstehq was Du mit selektivem shing alles genoIillnen. Wenn also eine 
Vorgehen meinst. Ich bin auch bereit in Anpassung der beiden Rentemyteim ge- 
diesem Sinn tii~&v Kindergeld zu verzich- ist. über 10 oder 15 Jahre, und B. 
ten, rzl>er nur wenn drzs derart emgapurte jie Ren;en nach oben begrenzt'werden, 
Geld tatsictilic/i in sozialeReformw ge- dann n,uß lllan dafür sorgen, 
steck wird und nicht in den Bau von Auto- daß die Arbeitsbedingungen inl öffentli- 
bahnen. chen Dienst anderweitig attraktiver gestal- 

tet werden, z. B. durch längeren Urlaub, 

Den öffentlichen Dienst 
retten 
1n.p.: Wrlr~rm huben denn die Griinen die 
Stnutsbeumten untershitzt, als sie fiir den 
Erlialt ilira~l~ri~~ilegierten Rentensystems 
streikten .Y 

Jean H ~ u s :  Wir haben die Staatsbeaniten 
sehr nuanciert unterstützt. Wir verteidigen 
sie gegen den Diskurs, der die Staatsbeairi- 
ten als die großen Privilegierten der Ge- 
sellschaft hinstellt. Das ist näiiilich nicht 
der Fall. Sie genießen nur eine weitgehen- 
de Arbeitsplatzgara~itie. Die Privilegierten 
unserer GeselLschafi sind jene, von denen 
aiii Anfang unseres Gespächs die Rede 
war, also die Besitzer und Manager der 
großen Produktionsiiuttel; hinzu koiniiien 

~abbatjahr; ~e i te rb i ldun~ian~ebote ,  fle- 
xiblere hierarchische Strukturen usw. 
Dann darf nian aber nicht wie die Regie- 
rung auf stur schalten und iiiit einer 'Vo- 
gel friß oder stirb'-Mentalität in die Ver- 
handlungen gehen. 

CW: Das scheint mir in der Tat der sprin- 
gende Punkt gewesen zu sein. Auch in den 
Stellungnahmen der Grünen ging es eher 
um den mangelnden soziabn Dialog als 
um die Renten un sich. 

Jean Huss: Es ging nicht nur uiii den Dia- 
log. Seit zehn Jahren wird auf europäi- 
scher Ebene gegen den öffentlichen 
Dienst gehetzt. Die Beaiiiten werden iiii- 
iiier als Schiiiarotzer dargestellt. Daraus 
erklärt sich auch die defensive Haltung, 
sobald die Regierung konkrete Refor~nplä- 
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Ciuy W. Stoos in niuß nian nußtrauisch werden! [vgl. Ka- 
sten unten] 

ne entwickelt. Wir stellen nicht in Abre- 
de, daß es irii öffentlichen Dienst Renten 
gibt, die jenseits einer riioralisch legiti- 
irieii Grenze liegen, so wie es ja auch i r i i  

Privatsektor Gewinne gibt, die uniiiora- 
lisch sind. Der andere Aspekt ist der, daß 
wenn iiiaii daran was ändern will, kann 
iiian nicht nach Juncker-Manier init einsei- 
tigen Diktaten verfahren. Dann iiiuß riian 
verhandeln, etwa das Rentensysterii iiut 
der aktiven Laufbahn ins Gespräch brin- 
gen. Qualitative Koiiipensationen wie 
~tiehr Urlaub kosten den Staat nicht sehr 
viel. Auch über eine Reforrii der Karrie- 
ren Iäßt sich nachdenken. 

Dahinter steckt natürlich noch ein Drittes: 
der Abbau des öffentlichen Dienstes zu- 
gunsten der Privatwirtschaft! 

CW: Bei der Stadt Luxemburg hat der ja 
liingst hc~onnen ... 
1ii.p.: Und bei der Post, der E ELsenl>rzhn, ... 
lcan Huss: Europaweit ist der Trend sehr 
stark. Ich iiiuß aber hinzufügen - zugun- 
sten der Gewerkschaften des öffentlichen 
Dienstes -, daß viele Beariiten gespürt und 
verstanden hatten, daß es bei111 Konflikt 
uni die Rentenreforrii eigentlich uiii niehr 
geht, daß dahinter die Pnvatisieruiig, die 
Deregulierung, die Prekansieruiig, die 
Auslageruiig von Betriebsteileii usw. dro- 
hen. Wie lange bleibt die Beschäftiguiigs- 

garantie noch bestehen? Für alle Staatsbe- 
aiiiten oder wird es bald zwei Klassen ge- 
ben? Diese berechtigten Angste erklären 
auch, waruiii 40 000 Menschen auf die 
Straße gingen. Wenn riian die alarriusti- 
schen Klagen über die hohen Kosten des 
öffentlichen Dienstes hört, wenn riian an- 
dererseits sieht, daß der Anteil des Staats- 
gehälter und -renten aiti Staatsbudget je- 
doch seit 15 Jahren (1980-1994) nicht ge- 
stiegen, sondern eher gefallen ist, dann 

1ii.p.: Der Staatsminister verlangt aber 
seit ein, zwei Jahren, der Staat müsse un- 
bedingt sparen, sparen, sparen. 

Jean Huss: Der Staatsininister ist sehr lau- 
nisch. Er kann in Sonntagsreden zehn Ka- 
pitalisten auf eine111 Butterbrot verspeisen 
und gleichzeitig eine Politik betreiben, die 
offensichtlich jederti Wunsch der Banker 
entgegenko~tinit. Das ist die Realität. Der 
derzeitige Sparkurs ist die klassische CSV- 
Budgetpolitik. Sparsariikeit klingt immer 
sehr gut, doch muß man erkennen auf wes- 
sen Kosten gespart wird. 

1ii.p.: Zuerst wird immer im Kularrellen 
gespart. 

Jean Huss: Zu~ii Beispiel! 

CW: Mich erstaunt, daß die Regierung ofi 
d(7s Spiel des Patronats macht ... 
Jean Huss: Goebbels ist der beste DP- 
Wirtschaftsiiunister, den es je gab. 

CW: ... und trotzdem hält sich der Sozial- 
staat erstaunlic/t gu4 wenn man mit akn 
Angrifffn auf den Sozialstaat im Ausland 
vergleicht. 

Jean Huss: Weil wir auf einem sehr hohen 
Niveau waren und sind. Ich wehre iiuch 
nicht dagegen, daß inan gegen gewisse 
Auswüchse vorgeht. Zuiii Beispiel haben 
dank linearer Gehaltsautbesserungen, die 
iriiiiier von der CGFP verlangt wurden, 
auch die Höchstverdiener i~iuiier mehr er- 
halten. Auch die wohlhabenden Schichten 
haben also ihre Lage noch verbessern kön- 
nen, trotz Steuerprogressivität, denn diese 
hat sogar abgenonuiien, der Steuerhöchst- 
satz wurde ja reduziert. 

Wat kaschten de Letzebuerger Stat d'öffentlech Beamten an dlPensionneiert? Wat as 
de Käschtepunkt bei den Depenses ordinaires am Staatsbudget? 
1970 war de Käschtepunkt 28,66% vun den Depenses ordinaires. 
10 Joer dono waren et 32,66%. 
1985 waren et 29,66%. 
Fir 1996 leien dlEstimatiounen er6m eng Keier bei 28,95%, also iwwerhaapt keng 
Steigerung prozentual par rapport zu 1970. Weisou also dat ganzt Gejäiz? 
Wann een dann de Vergläich mecht rnat aneren europäesche Länner bei den Depen- 
Ses ordinaires, da muss ee soen, datt Letzebuerg ganz genschteg do steef weil an 
dene Länner läit de Käschtepunkt vun de Personalkäschte ganz oft iwwer 40%. 
Wa mer eis nach ukucken, wat dlPensioune vun de Staatsbeamten an den Depenses 
ordinaires ausmachen (. ..), da kann een och do interessant Zuele liesen. 
1970 waren dat 5,29% vun den Depenses ordinaires. 
1980, 10 Joer dono, waren et 6,89%. 
1990 war de Prozentsaz bei 6,49%. 
1994 war e bei 6,29%. 
Also och do keng Steigerung vun den Depenses, dei onerdkiglech wir, 
arn Geigendeel (...). 

Jean Huss, in: Chambre des Deputes. Compte rendu des seances publiques, 
I8e seance du mardi, 19 decembre 1995, col. 1014s. 
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CW: Trotzdem firnktionniert der Soziul- 
staut. 

Jenn Huss: Weil wir auf eine111 sehr klei- 
nen Territoriuiii eine sehr dichte ökonoiiii- 
sche Aktivität haben. 

CW: Wirtsc/~afiwissenschafiler beh(rup- 
ten aber, der Soziulstuut sei nur atdfreclzt- 
ziihcr lten, wenn dus Wirtscl~ufisprodickt 
weiter wüchvt, also neue Betriebe hinzu- 
kommen. 

Jean Hitss: Auch durch höhere Produktivi- 
tät kam die Produktion gesteigert werden. 

Eine neue Steuerpolitik 
1ii.p. : Umso wichtiger würe eine Steuerpo- 
litik, die nicht mehr arrfden Personulko- 
sten beruht sondern nuf dem Kupitcilein- 
S<Itz .  

Jetrn Huss: Das behaupten die Grünen ja 
auch. In dieseln Sinne haben die Grüiien 
nicht zuletzt bei der Diskussion uiii die 
Ptlegeversicherung die Pläne der Regie- 
rung kritisiert, das Patronat nicht an der Fi- 
nanzierung zu beteiligen. Dabei geht doch 
zuiiundest ein Teil der Ptlegefalle auf un- 
zulingliche Arbeitsbedingungen zurück. 
Das Patronat darf also iiicht aus der Ver- 
antwortung entlassen werden. Wir haben 
daher vorgeschlagen, daß der Staat 50% 
der Finanzierung überiiiiiiiiit, der eiiueliie 
25% und das Patronat 25%. Dieser Arbeit- 
geheranteil soll aber nicht auf der Lohn- 
iiiasse berechnet werden, sondern auf der 
Brutt«wertschöpfuiig iiunus Lohniiiasse, 
daiiut es nicht zu einer Erhöhung der 
Lohnnebenkosten koiiiint. Durch Beiträge 
zur Pflegeversicherung wollen wir nicht 
jene Betriebe benachteiligen, die viele Be- 
schäftigte anstellen. Obschon inan hinzu- 
fügen iiiuß, daß die Lohnnebenkosten iiii 
Vergleich zurn Ausland in Luxeiiiburg 
durchaus günstig sind [vgl. Grafik in fo- 
riirn Nr. 169, S. 181. 

Darüberhinaus wollen wir für jene Betrie- 
be, die durch eine Eiiergiesteuer nicht er- 
reicht werden können, wie den Bankencek- 
tor, eine Bruttowertcchöpfungssteuer 
schaffen. Unser Modell ist also recht diffe- 
renziert. Wir wollen im Bereich der Ar- 
beitsbesteuerung Entlastungen vornehmen 
und auf der anderen Seite progressiv die 
Pmdiiktivität verstärkt besteuern. Da öff- 
net sich der Politik ein echtes Gestaltung- 
feld. Schließlich ist auch nicht zu verges- 
sen, daß noch viele Staatseinnahriien 
durch eine echte Bekämpfung der Steuer- 
hinterziehung erhöht werden könnten. 

1ii.p.: S o l c l ~  Vorstelhingen s k d  irnpoliti- 
schen Divhrs uber nur selten anszilma- 
chen. Eclzte Alternativen werden auclz von 

den Grünen kaitm konrb-et in die öfentli- 
clw Debatte eingebracht. 

Jeun Huss: Die Grünen haben solche so- 
zialpolitischen Vorstellungen in der Tat 
zuiii Großteil erst in den letzten zwei, drei 
Jahren entwickelt, weil wir vorher leider 
zu sehr iiut parteiinternen Querelen be- 
schäftigt waren. Gewisse Mitgliederkreise 
betonten auch stärker die rein ökologi- 
schen Probleine, die wie Cattenoiii, 
FCKW, Ozonschicht usw. durchaus aktu- 
eller waren. Wir haben auch erst seit 1994 
eine parlainentarische Fraktion, die sich 
gut versteht und schnell eine genieinsarrie, 
sozialökologische Linie erarbeitet hat. 

CW: Die sozialyolitische Debatte wird 
seit den -30er Jahren in Luxemburg von 
zwei Mtrclrtfuktoren belrc~rrscht: der sozial- 
demokrtrtlvclien Partei und der ihr nahe- 
stehenden Gwerkschnfi einerseits und 
der christlich-soziulen Volk~partei, der 
seit dem Ende des 2. Weltkriegs aiicli ein 
Gewerksclul f~~fliiigd zuzurechnen ist, an- 
dererseits. Wie können die Grünen sich in 
diesem Spektriim mit hrem soziaipoldi- 
schen Programm positionieren ? Sie müs- 
sen ja ohne diese Gewerkschaften uuskom- 
men. 

Jean H~LSS: Das ist in der Tat schwierig. 
Aber auch in den Gewerkschaften reift 
das Bewußtseiii über die Tatcache, daß die 
Sozialpartiierschaft einseitig von Patro- 
iiatsseite aufgekündigt worden ist.aAuch 
wenn das in Luxeiiiburg noch nicht ganz 
so brutal aussieht und klingt wie in Nach- 
barstaaten. An der Tatsache an sich gibt es 
aber keinen Zweifel. Teile der Gewerk- 
schaftsbewegung haben das zweifellos ver- 
standen. Es gibt nur das leidige Ohn- 
iiiachtsgefühl, angesichts des Kleinstaats 
nicht angeiiiessen reagieren zu können. 
Deshalb plädieren wir für eine europawei- 
te Zusaiiuiienarbeit der Sozialbewegung, 
uiii geiiieimatiie Aktionen, Strategien, 
Konzepte auszuarbeiten. Wenn iiieine 
Analyse stiiiuiit, daß das Patronat das Rad 
der Geschichte bis zuiii Manchester-Kapi- 
talisiiius zurückdrehen will, d. h. wenn der 
absolut freie Markt, die totale Deregulie- 
rung sein Ziel ist, dann iiiuß es zu sehr bar- 
ten sozialen Spannungen koriiiiien. Und 
darauf riiüssen die Gewerkschaften und 
die sozialorientierten Parteien zusariiiiien 
init den Grünen vorbereitet sein, daiiut die- 
se Konflikte nicht iin autoritären Staat en- 
den. Die Anfänge sind iiit Le Pen, Jörg 
Haider, Vlaaiiise Block durchaus ge- 
iiiacht. Dagegen iiiuß ein sozial-ökologi- 
scher Block sich zur Wehr setzen. Darin 
spielt die Gewerkschaftsbewegung eine 
große Rolle, aber auch die Uiiiweltbewe- 
ging, die Frauenbewegung, ... B ist natür- 
lich nicht leicht, über die Sprachgrenzen 
hinaus diese Zusaimiienarbeit zu organisie- 

ren. Vor kurze111 gab es aber z. B. in Wien 
den ersten internationalen Kongreß mit 28 
grünen Parteien, der genau diese Koopera- 
tion beschlossen hat. 

Natürlich gibt es noch einzelne Unterneh- 
mer, die sozial eingestellt und zu Gesprä- 
chen iiut ihren Arbeitnehniem bereit sind. 
Doch die Gewerkschaften müssen begrei- 
fen, daß der Trend dahin geht, die Sozial- 
Partnerschaft aufzukündigen, den Sozial- 
staat auch gegen den Willen der Gewerk- 
schaften abzuschaffen. 

Für niich gibt es darauf nur eine Antwort. 
Entweder sich ins Privatleben zurückzie- 
hen, oder aber alle Kräfte saiiuneln, um 
geiiieinsaiii eine Re-Regulierung der Wirt- 
schaft durchzusetzen. Betroffen ist ein 
sehr breites Spektruiii von Menschen. Sei- 
ne Schwäche besteht allerdings dann, daß 
viele noch nicht begriffen haben, was auf 
dein Spiel steht, was schon geplant ist. 

Schließlich ist auch nicht zu 
vergessen, daß noch viele 

Staatseinnahmen durch eine 
echte Bekämpfung der 

Steuerhinterziehung erhöht 
werden könnten. 

Zur Zeit herrscht iiiiiiier noch der Trend 
zur Eiitpolitisierung, zur Privatisierung 
vor. Jeder schaut nur iiiehr nach sich. Soli- 
darität wird iiiuiier kleiner geschrieben. 
Das koiruiit vor allerii daher, daß die Men- 
schen iiiuiier stärker desorientiert sind. 
Sie sind einet11 Mediendiskurs ausgesetzt, 
der iiiuiier wieder von 'Standort verteidi- 
gen' und 'Opfer bringen' spricht, ohne 
daß die großen Parteien eine Alternative 
aufzuzeigen vermögen. Dem Rückzug aus 
der Politik wird auch nicht durch eine ver- 
stärkte politische Bildung in der Schule 
Einhalt geboten. 

1n.p.: Könnte die Herabsetzung des Wahl- 
ulters dem entgegenwirken? 

Jean Huss: Nur wenn die Frage politisiert 
wird, d. h. wenn dieser Vorschlag dazu 
führt, daß mehr Jugendliche über ihre poli- 
tische Rolle nachdenken. Dann haben 16- 
und 17Jährige sicher inindestens soviel 
Recht über Zukunftsfragen iiutmreden 
wie 70- oder 80-Jährige. Natürlich riiüß- 
ten die Schulprograrrinie dein Rechnung 
tragen. Fest steht, daß die Jugend in der 
anstehenden Debatte sicherlich eine wich- 
tige Rolle zu spielen hat. 

Das Gmpräch wurde am 15. Juli 1996 
all fgenommen. 

oktober 1996 


